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Erläuternde Bemerkungen 

zum Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Tiroler Straßengesetz geändert wird 

I. 

Allgemeines 

A. 

Das Tiroler Straßengesetz, LGBl. Nr. 13/1989, trat am 1. April 1989 in Kraft. Zuletzt wurden mit der 
Novelle LGBl. Nr. 158/2021 Regelungen im Zusammenhang mit der begleitenden Anpassung der 
Vereinigung der Marktgemeinde Matrei am Brenner, der Gemeinde Mühlbachl und der Gemeinde Pfons 
getroffen und mit der Novelle LGBl. Nr. 85/2023 Vereinfachungen im Zusammenhang mit der 
Digitalisierungsoffensive des Landes neu aufgenommen. 

Mit dem nunmehrigen Entwurf soll 

- die Richtlinie 1999/62/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über die Erhebung von 
Gebühren für die Benutzung von Straßeninfrastrukturen durch Fahrzeuge, ABl. 1999 Nr. L 187, 
S. 42, zuletzt geändert durch die Richtlinie (EU) 2022/362, ABl. 2022 Nr. L 69, S 1, (im Folgenden 
als Wegekosten-Richtlinie bezeichnet) soweit sie für den Geltungsbereich des Tiroler 
Straßengesetzes relevante Regelungen enthält, umgesetzt werden. Die Richtlinie ist am 24. März 
2022 in Kraft getreten und bis zum 25. März 2024 innerstaatlich umzusetzen. 

- die Ausgliederung der Verwaltung einer Landesstraße oder von Teilen davon einschließlich der 
Tragung der Straßenbaulast auf einen zu diesem Zweck gegründeten privaten Rechtsträger 
ermöglicht werden, 

- die Berechnung der Maut- oder Benutzungsgebühr konkretisiert und klargestellt werden, 

- die Beschreibung des Straßenverlaufs der L248 Imsterbergstraße angepasst werden, 

- die Beschreibung des Straßenverlaufs der L342 Milser Straße angepasst werden und 

- eine Richtigstellung der Verweisungen auf die wiederverlautbarte Tiroler Bauordnung 2022 
erfolgen. 

B. 

Die Zuständigkeit des Landesgesetzgebers zur Erlassung einer dem vorliegenden Entwurf entsprechenden 
Novelle ergibt sich aus Art. 15 Abs. 1 B-VG. Nach dieser Kompetenzbestimmung verbleibt eine 
Angelegenheit im selbstständigen Wirkungsbereich der Länder, soweit sie nicht ausdrücklich durch die 
Bundesverfassung der Gesetzgebung oder auch der Vollziehung des Bundes übertragen ist. Nach Art. 15 
Abs. 9 B-VG sind die Länder im Bereich ihrer Gesetzgebung befugt, die zur Regelung des Gegenstandes 
erforderlichen Bestimmungen auch auf dem Gebiet des Straf- und Zivilrechtes zu treffen. 

C. 

Mit der Erlassung einer dem vorliegenden Entwurf entsprechenden Änderung des Tiroler Straßengesetzes 
sind für das Land Tirol keine und für die Gemeinden allenfalls geringfügige Mehrkosten zu erwarten. 

Werden öffentlichen Interessentenstraßen aufgrund ihrer Verkehrsbedeutung nach den neu vorgesehenen 
Regelungen im § 13 Abs. 2 (Art. I Z 7) und im § 84 (Art. I Z 17) zu Gemeindestraßen erklärt, so entsteht 
an sich keine zusätzliche Kostenbelastung der Gemeinde, weil diese aufgrund der geltenden Regelung im 
§ 18 immer einen Beitrag zu den Kosten der Straßenbaulast zu leisten hat, welcher im Fall einer 
Erschließung ganzjährig bewohnter Gebäude mit zumindest 50 v.H. gesetzlich festgelegt ist. Diese 
Beitragspflicht der Gemeinde nach § 18 trägt dem Umstand Rechnung, dass die öffentliche 
Interessentenstraße zumindest im untergeordneten Ausmaß auch einen Mehrwert für die restlichen 
Gemeindebürger (Nichtinteressenten) hat. Je näher die öffentliche Interessentenstraße hinsichtlich der 
Verkehrsbedeutung in Richtung Gemeindestraße rückt, desto höher ist die Beitragszahlung der Gemeinde 
anzusetzen. Die neu geschaffene Widmungspflicht umfasst nunmehr überwiegend jene bestehenden 
öffentlichen Interessentenstraßen, bei denen die Gemeinde aufgrund der Bedeutung für den öffentlichen 
Verkehr innerhalb der Gemeinde oder eines Teiles einer Gemeinde ohnehin 80 bis 100 v.H. der Kosten 
der Straßenbaulast zu tragen hätte. In Anbetracht des hohen administrativen Aufwandes im 



  2 von 6 

VD-289/354-2024  Fassung vom 15. Jänner 2024 

Zusammenhang mit der Verwaltung einer öffentlichen Interessentenstraße (wie Genehmigung jeder 
Satzungsänderung, Festlegung von Beitragsanteilen, nachträgliche Einbeziehung und Ausscheiden von 
Interessenten, Teilnahme an den Versammlungen, Auflösung und Aufsicht über die 
Straßeninteressentschaft), bedeutet jeder Wegfall einer öffentlichen Interessentenstraße zudem auch eine 
maßgebliche Kostenersparnis zugunsten der Gemeinde. 

Werden private Straßen aufgrund ihrer Verkehrsbedeutung zu Gemeindestraßen erklärt, fallen für die 
Gemeinde geringfügige Grunderwerbskosten nach Maßgabe des § 13 Abs. 6 an. Bestehende 
Verkehrsflächen haben nach der Rechtsprechung der Gerichte nur einen sehr niedrigen Verkehrswert. 

D. 

Nach Punkt 4. des auf Regierungsbeschlüssen vom 22. September 2021 und 5. Juli 2022 beruhenden 
Erlasses des Landesamtsdirektors Nr. 93 vom 25. August 2022, Zl. LaZu-KS-S-8/17-2022, über die 
Anwendung des Klima-Checks bei klimarelevanten Gesetzesvorhaben wurde das Tiroler Straßengesetz 
als klimarelevantes Landesgesetz eingestuft. Bei Gesetzesnovellen bezieht sich der Klima-Check nach 
Punkt 3. des angeführten Erlasses auf den neu zu beschließenden Normtext. Der somit verpflichtend 
durchzuführende Klima-Check hat ergeben, dass sich aus den mit der vorliegenden Novelle vorgesehenen 
Änderungen des Gesetzes keine klimarelevanten Auswirkungen ergeben. 

Die vorliegende Novelle stellt im Hinblick auf die Z 1, 2, 10, 11, 12, 13. 14 und 16 eine zwingende 
Umsetzung von Unionsrecht (Richtlinie 1999/62/EG über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung 
von Straßeninfrastrukturen durch Fahrzeuge) dar. Sämtliche klimarelevanten Auswirkungen ergeben sich 
aus dem Erfordernis zur Umsetzung dieser Richtlinie. 

E. 

Nach Punkt 4. des auf Regierungsbeschluss vom 5. Juli 2022 und beruhenden Erlasses des 
Landesamtsdirektors Nr. 94 vom 26. September 2023, WA-432/4-2023, über die Anwendung des 
Standort-Checks bei standortrelevanten Gesetzesvorhaben wurde das Tiroler Straßengesetz als 
standortrelevantes Landesgesetz eingestuft. Bei Gesetzesnovellen bezieht sich der Standort-Check nach 
Punkt 3. des angeführten Erlasses auf den neu zu beschließenden Normtext. Der somit verpflichtend 
durchzuführende Standort-Check hat ergeben, dass sich aus den mit der vorliegenden Novelle 
vorgesehenen Änderungen des Gesetzes keine standortrelevanten Auswirkungen ergeben. 

Die vorliegende Novelle stellt im Hinblick auf die Z 1, 2, 10, 11, 12, 13. 14 und 16 eine zwingende 
Umsetzung von Unionsrecht (Richtlinie 1999/62/EG über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung 
von Straßeninfrastrukturen durch Fahrzeuge) dar. Sämtliche standortrelevanten Auswirkungen ergeben 
sich aus dem Erfordernis zur Umsetzung dieser Richtlinie. 

II. 

Bemerkungen zu den einzelnen Bestimmungen 

Zu den Z 1 (§ 2 Abs. 24, 25 und 26), 2 (§ 3 Abs. 1 lit. h) und 13 (§ 75 Abs. 2): 

Mit diesen Regelungen sollen die relevanten Begriffsbestimmungen der Wegekosten-Richtlinie umgesetzt 
werden. Der Begriff „Benützungsentgelt“ soll an die neuen Begriffe angepasst und entsprechend ersetzt 
werden. 

Zu den Z 3 (§ 5 Abs. 6 lit. c) und 9 (§ 37 Abs. 5 und § 49 Abs. 1): 

Aufgrund des Art. 41 der Tiroler Landesordnung 1989 wurde die Tiroler Bauordnung 2018 mit der 
Kundmachung der Landesregierung LGBl. Nr. 44/2022 wiederverlautbart. Die wiederverlautbarte 
Rechtsvorschrift ist als „Tiroler Bauordnung 2022 – TBO 2022“ zu bezeichnen. Sie ist ab dem 1. Mai 
2022 anzuwenden. Die Wiederverlautbarung macht eine Anpassung entsprechender Zitate erforderlich. 

Zu Z 4 (§ 9 Abs 4): 

Nach der bisherigen Systematik ist jeder öffentlichen Straßenkategorie ein konkreter Straßenverwalter 
zugeordnet. Bei Landesstraßen ist ausschließlicher Straßenverwalter das Land Tirol. Mit dem neu 
angefügten Abs. 4 soll dem Land nunmehr die Möglichkeit eingeräumt werden, einem zu diesem Zweck 
gegründeten Rechtsträger sämtliche im § 2 Abs. 7 umschriebenen Aufgaben des Straßenverwalters (Bau, 
Erhaltung und Verwaltung) zu übertragen. Es handelt sich dabei um eine gesetzliche Ermächtigung im 
Sinn des Art. 44 Abs. 2 TLO 1989. 



  3 von 6 

VD-289/354-2024  Fassung vom 15. Jänner 2024 

Zu den Z 5 (§ 10 Abs 1) und 6 (§ 10 Abs. 4): 

Die neu vorgesehene Möglichkeit der Übertragung von Aufgaben des Straßenverwalters auf einen 
privaten Rechtsträger macht auch eine entsprechende Anpassung der Regelungen über die Straßenbaulast 
im Bauland erforderlich. Die von der Gemeinde zu tragende Straßenbaulast für Landesstraßen im Bereich 
des Baulandes soll auch im Fall einer Übertragung nach § 9 Abs. 4 bestehen, sofern nicht nach Abs. 4 
zwischen dem privaten Rechtsträger und der Gemeinde ein entsprechender Vertrag abgeschlossen wird. 

Zu den Z 7 (§ 13 Abs. 2) und 17 (§ 84): 

Nach der Systematik des Tiroler Straßengesetzes erfolgt die Zuordnung zu einer bestimmten öffentlichen 
Straßenkategorie ausschließlich nach der Verkehrsbedeutung und den dafür gesetzlich vorgegebenen 
Kriterien. Mit der vorgeschlagenen Regelung soll klargestellt werden, dass bei Vorliegen der im Abs. 2 
angeführten Kriterien die Erklärung zur Gemeindestraße zu erfolgen hat. Liegen die dort normierten 
Voraussetzungen vor, so wäre schon nach der geltenden Rechtslage eine solche Straße zur 
Gemeindestraße zu erklären (dies wird im Abs. 3 des geltenden Gesetzes für öffentliche 
Interessentenstraßen und öffentliche Privatstraßen sowie für aufgelassene Bundes- und Landesstraßen 
auch ausdrücklich so normiert). Durch die Judikatur des Verwaltungsgerichtshofs wird eine derartige 
Auslegung auch im Hinblick auf Enteignungsverfahren bestätigt (VwGH vom 25. 2. 2020, 
Ra 2020/06/0065). 

Nach der Übergangsbestimmung im § 84 soll die Verpflichtung, bestehende Straßen, die eine Bedeutung 
im Sinn des § 13 Abs. 2 lit. a, b oder c haben, zu Gemeindestraßen zu erklären, innerhalb von zehn Jahren 
ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des vorliegenden Entwurfs bestehen. 

Dieser Zeitraum scheint im Hinblick auf den Hauptanwendungsfall bestehender öffentlicher 
Interessentenstraßen notwendig, um als ersten Schritt eine Bestandsaufnahme sämtlicher öffentlicher 
Interessentenstraßen innerhalb des jeweiligen Gemeindegebietes vorzunehmen und jene herauszufiltern, 
denen eine Verkehrsbedeutung im Sinn des § 13 Abs. 2 zukommt. In weiterer Folge sind die 
entsprechenden rechtlichen Schritte vorzubereiten und das Verfahren zur Erklärung einer Gemeindestraße 
nach § 13 durchzuführen. Im Fall der Erklärung einer privaten Straße zur Gemeindestraße steht der 
Gemeingebrauch nach § 13 Abs. 6 erst ab dem Erwerb des Eigentums oder eines entsprechenden 
sonstigen Verfügungsrechtes am Straßengrund durch die Gemeinde offen, weshalb innerhalb dieser 
Übergangsfrist auch das Verfügungsrecht über den Straßengrund zu erwerben sein wird. 

Zu Z 8 (§ 20 Abs. 9): 

Die Umwandlung einer ehemaligen Bringungsgemeinschaft in eine Straßeninteressentschaft findet in der 
Regel immer dann statt, wenn nachträgliche Nutzer der Weganlage auftreten, welche nicht in die 
Bringungsgemeinschaft eingegliedert werden können (zB Errichtung von Einfamilienhäusern, Gasthöfen 
udgl). Die neue Bestimmung geht von den gleichen Überlegungen aus wie die Regelung im § 25 Abs. 4: 
Der im Rahmen der Bildung einer Straßeninteressentschaft festzulegende Beitragsanteil betrifft 
ausschließlich die Tragung der künftigen Erhaltungskosten. Jene Interessenten, welche nicht bereits 
Mitglieder der ehemaligen Bringungsgemeinschaft waren, haben daher einmalig auch einen 
nachträglichen Beitrag zu den Baukosten des ehemaligen Bringungsweges zu leisten. Dessen Höhe 
bemisst sich am verkehrsmäßigen Vorteil im Sinne des § 22 Abs. 5. Dieser nachträgliche Beitrag fließt 
der Straßeninteressentschaft zu und bewirkt eine entsprechende Verringerung der ordentlichen 
Beitragsleistungen aller Interessenten im betreffenden Jahr. 

Zu Z 10 (Änderungen und Ergänzungen der Abschnittsüberschrift und im 10. Abschnitt): 

Nach Art 7 Abs. 2 der Wegekosten-Richtlinie dürfen Maut- und Benutzungsgebühren auf „anderen 
Straßen“ als denen des transeuropäischen Straßennetzes und als Autobahnen eingeführt werden, wenn 
diese folgende (allgemeinen) Vorgaben erfüllen: 

– sie müssen mit dem AEU-Vertrag vereinbar sein, insbesondere die in diesem Vertrag verankerten 
Grundfreiheiten beachten, 

– dürfen den internationalen Verkehr nicht diskriminieren und 

– nicht zu einer Wettbewerbsverzerrung zwischen den Unternehmen führen. 

Zusätzlich müssen auf diesen „anderen Straßen“ folgende (spezifischen) Vorgaben aus der Wegekosten-
Richtlinie eingehalten werden: 

– Maut- und Benutzungsgebühren dürfen für ein und denselben Straßenabschnitt nicht gleichzeitig 
erhoben werden, ausgenommen Mautgebühren für die Benutzung von Brücken, Tunneln und 
Gebirgspässen (Kumulierungsverbot, Art 7 Abs. 4 der Wegekosten-Richtlinie); 
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– Maut- und Benutzungsgebühren dürfen weder unmittelbar noch mittelbar zu einer unterschiedlichen 
Behandlung aufgrund der Staatsangehörigkeit des Verkehrsteilnehmers, des Mitgliedstaats oder 
Drittlandes der Niederlassung des Verkehrsunternehmers, des Mitgliedstaats oder Drittlandes der 
Zulassung des Fahrzeugs, oder des Ausgangs- oder Zielpunktes der Fahrt eines 
Verkehrsunternehmers führen (Diskriminierungsverbot, Art 7 Abs. 5 der Wegekosten-Richtlinie); 

– Benutzungsgebühren müssen im Verhältnis zur Dauer der Benutzung der betreffenden 
Verkehrswege stehen (zeitliche Staffelung der Benutzungsgebühren, Art 7a der Wegekosten-
Richtlinie); 

– Maut- und Benutzungsgebühren dürfen nur unter Einhaltung bestimmter Vorgaben eingeführt und 
eingehoben werden (Einhebungsvorgaben, Art 7j Abs 1, 2 und 4 der Wegekosten-Richtlinie). 

Zu Z 11 (§ 57): 

Zu Abs. 1: 

Hier erfolgt eine Anpassung der Begriffe an die Begriffsbestimmungen nach der Wegekosten-Richtlinie. 
Dabei ist zu beachten, dass privatrechtliche Mautgebühren von hoheitlichen Mautabgaben zu 
unterscheiden sind. Nach dem Entwurf soll es künftig auch möglich werden, Maut- und 
Benützungsgebühren für die Benützung eines Teils einer Straße vorzusehen. Dies scheint insbesondere 
dann zweckmäßig, wenn nur auf einem Teil einer Straße ein besonders hoher Bau- bzw. 
Erhaltungsaufwand erforderlich ist. Die Voraussetzungen für die Einhebung von Maut- und 
Benutzungsgebühren sollen konkretisiert und erweitert werden. So soll auch ein besonders hoher Bau- 
und Erhaltungsaufwand wegen eines besonders hohen Verkehrsaufkommens oder wegen der 
Notwendigkeit eines verstärkten Winterdienstes mitberücksichtigt werden. Dem Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit folgend darf nämlich die Höhe der festgesetzten Maut- oder Benutzungsgebühr nicht 
höher sein als die Kosten für die Deckung des Bauaufwandes, des Erhaltungsaufwandes und des 
Betriebsaufwandes der Straße und der Parkplätze sowie künftig gegebenenfalls auch eines besonderen 
Entgelts für die Einräumung eines Fruchtgenussrechts. 

Zu Abs. 2: 

Mit dieser Regelung soll Art. 7 Abs. 2 der Wegekosten-Richtlinie umgesetzt werden. 

Zu Abs. 3: 

Mit dieser Regelung soll Art. 7 Abs. 4 der Wegekosten-Richtlinie umgesetzt werden. 

Zu Abs. 4: 

Mit dieser Regelung soll Art. 7 Abs. 5 der Wegekosten-Richtlinie umgesetzt werden. 

Zu Abs. 5: 

Mit dieser Regelung soll Art. 7a Abs. 1 der Wegekosten-Richtlinie umgesetzt werden. 

Zu Abs. 6: 

Mit dieser Regelung soll Art. 7a Abs. 2 der Wegekosten-Richtlinie umgesetzt werden. 

Zu Abs. 7: 

Mit dieser Regelung sollen Art. 7a Abs. 3 und 4 der Wegekosten-Richtlinie umgesetzt werden. 

Zu Abs. 8: 

Bei der Festsetzung der Maut- oder Benutzungsgebühr soll künftig auch ein allenfalls zu zahlendes 
Entgelt für die Einräumung eines Fruchtgenussrechts berücksichtigt werden können. Weiters soll Art. 7a 
Abs. 2 dritter Unterabsatz der Wegekosten-Richtlinie umgesetzt werden. 

Zu Abs. 9: 

Hier erfolgt gegenüber der geltenden Rechtslage nur insofern eine Änderung, als Pannenfahrzeuge auf 
Einsatzfahrten generell von der Verpflichtung zur Entrichtung einer Maut- oder Benützungsgebühr 
ausgenommen werden sollen. 

Zu Abs. 10: 

Einerseits soll die nach Abs. 1 neu vorgesehene Möglichkeit eine Maut- oder Benutzungsgebühr nur für 
einen Teil einer Straße berücksichtigt werden, andererseits soll neu geregelt werden, dass auch der 
Zulassungsbesitzer Schuldner der Maut- oder Benutzungsgebühr ist. Der Abs. 10 sieht vor, dass sowohl 
der Kraftfahrzeuglenker als auch der Zulassungsbesitzer Schuldner sind und für die Maut- oder 
Benutzungsgebühr als Gesamtschuldner haften. Der Zulassungsbesitzer soll deshalb als Gesamtschuldner 
haften, weil es ihm vor dem Hintergrund der involvierten wirtschaftlichen Interessen zumutbar ist, sich 
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beim Lenker zu regressieren. Die vorgesehene Regelung weicht von der geltenden Regelung ab, nach der 
nur der Lenker Schuldner ist. 

Zu Z 12 (§§ 57a und 57b): 

Zu § 57a: 

Mit diesen Regelungen sollen Art. 7j Abs. 1, 2 und 4 der Wegekosten-Richtlinie umgesetzt werden. 

Auch wenn der Anwendungsbereich des Art. 7 Abs. 2 der Wegekosten-Richtlinie sämtliche der im § 6 
taxativ angeführten Straßenkategorien („andere Straßen“) umfasst, zielen die in Abs. 1 bis 3 normierten 
unionsrechtlichen Einhebungsvorgaben im Bereich des Tiroler Straßengesetzes primär auf das 
hochrangige und stark frequentierte Straßennetz der Landessstraßen L und B ab, welche insbesondere 
auch für den grenzüberschreitenden Durchzugsverkehr eine Rolle spielen. 

In diesem Kontext ist auch die Bestimmung des Art. 7j Abs. 1 der Wegekosten-Richtlinie zu sehen, 
derzufolge für die Verkehrsteilnehmer die Möglichkeit geschaffen werden soll, die Maut- und 
Benutzungsgebühren zumindest elektronisch oder am Grenzübergang oder an größeren Zahlstellen 24 
Stunden täglich und mit üblichen Zahlmitteln inner- und außerhalb derjenigen Mitgliedstaaten zu 
entrichten, wobei die Errichtung einer physischen Zahlstelle als nicht verpflichtend angesehen wird. 

Wenn es die örtlichen Verhältnisse zulassen, kann der Straßenverwalter entsprechend Abs.1 zweiter Satz 
von dieser Verpflichtung entbunden werden. Durch diese Ausnahmeregelung soll den Besonderheiten des 
niederrrangigen und schwach frequentierten Straßennetzes in der ländlichen Peripherie Rechnung 
getragen werden. Hierbei handelt es sich häufig um öffentliche Interessentenstraßen, die zu touristischen 
oder Erholungszwecken einem kleineren Benutzerkreis entgeltlich zur Verfügung gestellt werden. Das 
Entgelt wird meist am Parkplatz mittels Automat oder händisch eingehoben. Eine Behinderung des 
Verkehrsflusses mit Auswirkung auf die Binnengrenzen ist aufgrund der entlegenen Topografie nicht 
gegeben. Derartige einfache Systeme sollen daher auch künftig unter Beachtung des Grundsatzes der 
Nichtdiskriminierung beibehalten werden können. 

Diese Überlegungen gelten auch für das in Abs. 3 normierte Korrektiv der wirtschaftlichen 
Durchführbarkeit im Zusammenhang mit der Einführung eines elektronischen Mautsystems. Dazu legt 
Art. 7j Abs. 4 der Wegekosten-Richtlinie fest, dass für die Erhebung und Einbeziehung von 
Infrastrukturgebühren, Gebühren für externe Kosten und Staugebühren ein elektronisches Mautsystem, 
das den Bestimmungen des Art. 3 Abs. 1 der Richtlinie (EU) 2019/520 des Europäischen Parlaments und 
des Rates entspricht, zu verwenden ist, soweit es wirtschaftlich durchführbar ist. Auch hier wird dem 
Straßenverwalter einer niederrangigen Straßenkategorie (Straßeninteressentschaft, Gemeinde, 
Verfügungsberechtigter) die Finanzierung eines kostspieligen elektronischen Mautsystems nicht 
zugemutet werden können, weshalb im Sinn der obigen Ausführungen ein Bestandschutz bestehender 
Einhebungssysteme gerechtfertigt scheint. Generell müssen die Aufwendungen immer in einem 
angemessenen Verhältnis zum konkret erzielbaren Erfolg stehen. 

Zu § 57b: 

Die für die Genehmigung von Maut- und Benutzungsgebühren nach dem Tiroler Straßengesetz 
zuständige Behörde ist verpflichtet, Maut- und Benutzungsgebühren nur dann zu genehmigen, wenn diese 
den Vorgaben der Wegekosten-Richtlinie entspricht. Dabei hat die Genehmigungsbehörde 
sicherzustellen, dass bei der Festsetzung und der Einhebung von Maut- und Benutzungsgebühren die 
Vorgaben aus der Wegekosten-Richtlinie eingehalten werden. 

Zu Z 14 (§ 76 Abs. 1 lit. b): 

Hier erfolgt eine Anpassung der Begriffe an die Begriffsbestimmungen nach der Wegekosten-Richtlinie 
und eine Klarstellung, dass nur die Nichtentrichtung der vorgeschriebenen Maut- oder Benutzungsgebühr 
an der vorgesehenen Einhebungsstelle strafbar ist. 

Zu Z 15 (§ 76 Abs. 2): 

Nach dieser Bestimmung soll der Zulassungsbesitzer für jene Geldstrafen, die über Lenker ihres 
Fahrzeuges wegen Benützung einer öffentlichen Straße ohne Entrichtung der vorgesehenen Maut- oder 
Benutzungsgebühr verhängt werden, sowie für die Kosten des Strafverfahrens haften, sofern sie dem 
Lenker das Fahrzeug – sei es auch über Dritte – überlassen haben. Aus dem allgemeinen Gleichheitssatz 
(Art. 7 BVG, Art. 2 StGG) folgt, dass die Voraussetzungen der Haftung einen zureichenden und 
nachvollziehbaren Grund im Tatsächlichen haben müssen (vgl. VfSlg. 11.921/1988, 12.572/1990, 
13.583/1993, 14.263/1995). Aus dem Grundrecht auf Eigentum (Art. 5 StGG, Art. 1 1. ZP zur EMRK) 
ergibt sich, dass die Haftungsregelung als Eigentumseingriff im öffentlichen Interesse gelegen und 
verhältnismäßig sein muss. Diese Anforderungen sind bei der Regelung im Abs. 2 erfüllt. Die Haftung 
soll den Zulassungsbesitzer treffen. Dieser Anknüpfungspunkt ist deswegen sachlich, weil der 
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Zulassungsbesitzer für das Fahrzeug verantwortlich ist, weil er darüber verfügen kann und weil er aus der 
Benützung einer öffentlichen Straße, für die eine Maut- oder Benutzungsgebühr vorgeschrieben ist, den 
wirtschaftlichen Nutzen zieht. In materieller Hinsicht setzt die Haftung voraus, dass der 
Zulassungsbesitzer das Fahrzeug dem Lenker direkt oder indirekt überlassen hat. Dieses Kriterium soll 
ausschließen, dass der Zulassungsbesitzer auch in Fällen haftet, in denen er – wie beispielsweise bei 
Diebstahl oder unbefugter Inbetriebnahme des Fahrzeuges – mit der Übertretung nach Abs. 1 lit. b nichts 
zu tun hat. In solchen Fällen ist es zwar gerechtfertigt, dem Zulassungsbesitzer eine Haftung für die 
Schuld der Maut- oder Benutzungsgebühr aufzuerlegen (§ 57 Abs. 10), eine Haftung für Geldstrafen und 
für die Kosten des Strafverfahrens ginge hingegen zu weit. 

Zu Z 16 (§ 76a Z 4). 

Diese Bestimmung enthält eine Ergänzung des unionsrechtlich gebotenen Umsetzungshinweises. 

Zu Z 18 (Anlage 1 L248 Imsterbergstraße): 

Aufgrund der Neugestaltung des Straßenabschnittes im Bereich zwischen Gemeindeamt und 
Landesstraßenende wird das Ende der L 248 Imsterbergstraße um 154 m bis zur Abzweigung nach 
Ried/Endsfeld zurückgenommen. Der entbehrliche Landesstraßenteil soll eine Gemeindestraße werden. 
Eine entsprechende Vereinbarung mit der Gemeinde Imsterberg liegt vor. 

Zu Z 19 (Anlage 1 L342 Milser Straße): 

Aufgrund der Neugestaltung im Bereich Dorfstraße zwischen der Liegenschaft Dorfstraße 26 und dem 
Landesstraßenende wird das Ende der L 342 Milser Straße um 78 m zurückgenommen. Der entbehrliche 
Landesstraßenteil soll eine Gemeindestraße werden. Eine entsprechende Vereinbarung mit der Gemeinde 
Mils bei Imst liegt vor. 

Zu Artikel II: 

Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten. 


